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PROTOKOLL 

Leise Kritik 
am Obergericht 
CVP-Kantonsrat Kurt Balmer (Risch) 
bedankte sich zwar im Auftrag sein er 
Partei artig beim Obergericht für die 
getaneArbeit. Danach bedauerte der 
Jurist aber, dass es offensichtlich 
nach wie vor nicht ldar sei, ob die 
erweiterte Justizprüfungskommis­
sion auch die Kesb visitieren solle 
oder dürfe. Seiner Meinung nach 
kann es aber nicht sein, <<dass eine 
unabhãngige <Quasi-Gerichtsbehõr­
de> im Gegensatz zum Obergericht 
keiner Aufsicht unterliegt>>. Kurt Bal­
mer stõsst ferner auf, dass die Of­
fentlichkeit na eh wie vor nicht wisse, 
was am Kantonsgericht konkret 
schieflief, wer allenfalls eine Ver­
antwortung trage und welche 
Schlussfolgerungen politischer Natur 
nach der Affáre zu ziehen seien. 
Seines Erachtens steht es nicht allein 
der Justiz zu, dariiber rnit einem 
Federstrich allein zu entscheiden. 
Die ganze Angelegenheit habe zu 
viel an Ressourcen und Finanzen 
gekostet, und das Parlarnent sei im­
mer noch die Oberaufsicht der Justiz. 

Komischer Abgang 
Wãhrend die Jahresberichte des Ver­
waltungsgerichts und der Ombuds­
stelle vom Rat quasi kommentarlos 
zur Kenntnis genommen wurden, 
wurde der ehemalige Datenschützer 
René Huber scharf kritisiert. Wãh­
rend sich seine Nachfolgerin, e!au­
dia Mund, in ihrem Votum betont 
diplomatisch ãusserte, nahrn SVP­
Kantonsrat Philip e. Brunner (Zug) 
dagegen kein Blatt vor den Mund 
und sprach von einer <<schwierigen 
Amts- und Dossierübergabe». Dass 
René Huber jetzt nicht anwesend 
sei, lasse gewisse Rückschlüsse zu. 
<<Dass Herr Huber sein Amt so ver­
lãsst, ist bedenklich», sagte Philip e. 
Brunner zuhanden des Protokolls. 

Nachste Sitzung 
Die nãchste Kantonsratssitzung fin­
det arn Donnerstag, 27. August, ab 
8.30 Uhr im Kantonsratssaal statt. 

Michêle I<ottelat 
tritt zurück 
KANTONSRAT kk. Gestern sass die 
Stadtzugerin Michele Kottelat (obe­

res Bild) zum letz­
ten Mal im Kan­
tonsrat. Die Grün­
liberale teilte 
namlich gestern 
ihren Rücktritt mit. 
«Die Grünliberale 
Partei des Kantons 
Zug (GLP) wolle 
politische Mandate 
auf mõglichst viele 

Schultern verteilen, schreibt sie. <<Aus 
diesem Grund soi! in der GLP auf 
Doppelmandate verzichtet werden. 
W er gleichzeitig in zwei Rate gewãhlt 
wird, soi! sich nach einem halben 
Jahr für das Verbleiben im einen oder 
andern Rat entscheiden.» 

Kottelat bleibt im Grossen Gemein­
derat der Stadt Zug (GGR). Sie habe 
wie abgemacht ein halbes Jahr im 
Kantonsrat ge- --
schnuppert, erklãrt 
Kottelat. Sowohl 
im Kantonsrat wie 
im GGR zu sitzen, 
mache keinen 
Sinn. Es sei nãm­
lich für ein Mit­
glied einer kleinen 
Partei schlicht 
nicht mõglich, beide Mandate rnit 
einem vernünftigen Pensum seriõs 
wahrnehrnen zu kõnnen, erldãrt Kot­
telat und sagt: <<lch bin überzeugt, 
dass i eh im GGR mehr für di e Anliegen 
meiner Wãhler erreichen kann.» 

Ein Oberwiler erbt 
Nachfolger von Michele Kottelat 

wird der 51-jãhrige Energieingenieur 
Daniel Marti (Bild o ben) aus Oberwil. 
Der selbststãndige Unternehmer ist 
seit der Griindung der Zuger Griinli­
beralen im Vorstand und bestens mit 
der Zuger Politik vertraut. 
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SCHULE Die Mehrheit des 

Kantonsrates will die Klassen­

lehrer um eine zweite Lektion 

entlasten. Die FDP kampfte 

dagegen, fand jedoch keine 

Mehrheit für den Status quo. 

FREDDY TRÜTSCH 
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Wenn es nach dem Willen der FDP 
gegangen wãre, dann hãtten sich die 
Anstellungsbedingungen für die Zuger 
Lehrer nicht geãndert. Aber die Libera­
len fanden nur Unterstützung bei der 
SVP, und dies reichte nicht für eine 
Mehrheit im Kantonsrat. Die vereinigte 
Linke hãtte den Pãdagogen im Gegen­
satz gerne noch weitere Zugestãndnisse 
gemacht, doch darnit erlitt sie bereits 
im Mai in d er ersten Lesung d er Revision 
des Lehrerbesoldungsgesetzes Schiff­
bruch. Gestern gelang es ihr danlc der 
Hilfe der grõssten Fraktion im Kantons­
rat, der eVP, zurnindest die Klassen­
lehrer der Primar- und Sekundarschule 

Lehrerinnen 
und Lehrer (auf 

unserem Bild Tekla 
Hahin) verteilten 

den Kantonsraten 
Pausenbrotchen. 

Bild Werner Sehelbert 

um eine zweite Lektion pro Woche zu 
entlasten. D en Klassenlehrpersonen der 
Kindergartenstufe werden neu 30 Mi­
nuten pro Klasse für zusatzliche Auf­
gaben zugestanden. 

Alles belassen 
Die Freisinnigen wollten die Klassen­

lehrer der Kindergarten-, Primar- und 
Sekundarstufe nicht um eine weitere 
Lektion entlasten. Dies sei der falsche 
Weg, betonte Beat Unternãhrer (FDP, 
Hünenberg) in sei-
nem Votum. Verschie-
dene Lehrpersonen 

Die Lehrer müssten daran interessiert 
sein, dass die Situation grundlegend 
analysiert werde. <<Eine reine Symptom­
bekãmpfungsmassnahme würde die Si­
tuation der Lehrer nur kurzfristig leicht 
verbessern oder gar eine Alibiübung 
sein», stellte Beat Unternãhrer fest. 

Man trage nicht Sorge zur Schule, in­
dem man jahrelang Schulprojekte unter­
stütze, <<von denen man von Beginn weg 
weiss, dass diese zu mehr Aufwand 
führen, und danach keine Ressourcen 

spricht, um die zu­
satzlich geschaffenen 

hatten in Gesprachen 
festgestellt, dass sie 
aufgrund des integra­
tiven Schulansatzes 
heute teilweise zu viel 
Zeit für einzelne 
Schüler aufbringen 

«Es geht um eine 
Anerkennung.» 

Aufgaben überhaupt 
seriõs durchführen zu 
kõnnen», entgegnete 
Zari Dzaferi (SP, Baar) 
der FDP. Offensicht­
lich gebe es nie einen 
günstigen Moment, 

RITA HOFER, KANTONSRÂTIN 

GRÜNE, HÜNENBERG 

müssten, anstatt sich 
um di e Klasse als Ganzes zu kümmern. 
Es sei enorm wichtig, dass der schulische 
Mittelbau nicht vernachlassigt werde. 
Unternãhrer: <<Eine fundierte Abklarung 
in Bezug auf allfállige Probleme rnit dem 
heutigen Schulmodell scheint uns daher 
der logische nachste Schritt zu sein.» 

um die Rahmenbe­
dingungen d er Lehrer 

so anzupassen, damit das aufHochglanz­
papier Gedruckte auch in den Klassen­
zimmern umgesetzt werden kõnne, sag­
te der Sekundarlehrer. Anerkennend 
nahm er zur Kenntnis, dass die FDP das 
integrative Schulsystem immerhin hinter­
frage. Und abschliessend fügte Dzaferi 

an: Immer mehr Eltern hatten nur ein 
Kind, und man investiere somit auch 
mehr in das <<Projekt-Kind». «Somit ge­
hõrt nicht nur das Unterrichten zu mei­
nem Kerngeschãft, sondern auch die 
individuelle Fõrderung der Kinder, das 
Führen von Elterngesprãchen.» 

Zeichen der Realitãt verkannt 
Gar kein Verstãndnis für die Argu­

mentation der FDP hatte auch die Al­
ternative Esther Haas (eharn). <<Die 
Klassenlehrer vergeuden ihre Zeit nicht 
einfach beim Adrninistrieren. Wenn die 
Freisinnigen die Annãherung der Ent­
schadigung der Kindergartenlehrperso­
nen an j ene der Primarlehrer als Symp­
tombekãmpfung hinstelle, habe sie die 
Zeichen der Realitãt nicht erkannt. Ihre 
Fraktionskollegin Rita Hofer (Hünen­
berg) fügt an, es gehe in dieser Revision 
nicht darum, dass di e Lehrer auf irgend­
eine Weise bevorzugt würden, <<sondern 
um eine Anerkennung, dass sich der 
Berufsauftrag d er Lehrerinnen un d Leh­
rer in den letzten 15 Jahren stark ver­
ãndert, aber die Politik darauf nicht 
reagiert hat». Die Abgeltung des Mehr­
aufwandes sei bloss imrner in Aussicht 
gestellt worden. 

Schwitzen, streichen und Wasser trinl<en 
HUNDEGESETZ Die Beratung 

für ein neues Gesetz zur 

Haltung von Hunden nahm 

gestern ziemlich skurrile 

Formen an. Und dies nicht nur 

wegen der grossen Hitze. 

Mit Spannung wurde die gestrige De­
batte zum neuen geplanten Gesetz = 
Haltung von Hunden erwartet, das der 
Regierungsrat einführen will. Die SVP­
Fraktion stellte, unterstütztvon den Griin­
!iberalen, den Antrag, erst gar nicht auf 
das Gesetz einzutreten. Die FDP stellte 
sich ebenfalls gegen die neuen Gesetzes­
paragrafen, wollte aber aus talctischen 
Griinden das Gesetz diskutieren. Bevor 
aber der Rat auf das Geschãft mit 39 zu 
31 Stimmen eintrat, fielen noch happige 
Vorwürfe. 

Von einer hõchst unschõnen Situation 
und einem mõglichen Komplott sprach 
Florian Weber (FDP, Walchwil). So sei 
nicht nur der zustãndige Regierungsrat 
Beat Villiger Mitglied der eVP, sondern 
auch Kommissionsprasidentin Karin An­
denmatten und der Kantonstierarzt, der 
sich in der Vorlage massgebend einge­
bracht habe. Di e eVP-Parteimitgliedschaft 

des Kantonstierarztes wurde dementiert, 
doch Weber doppelte nach. <<Das 
Schlimmste ist, dass wesentliche Sachen, 
die wir in der Kommission diskutiert 
haben, keinen Eingang ins Protokoll ge­
funden haben.» 

Weiter gings im Rat rnit den Grundsatz­
lichlceiten. SP, Alternative und eVP votier­
ten für die neuen Paragrafen, und die 
Kantonsrãte der Griinliberalen, FDP und 
SVP, stemmten sich dagegen. <<lch kann 
Ihnen sagen, warum Hunde trotz eines 
Gesetzes beissen», sagte Thomas Werner 
(SVP, Unterãgeri): <<Weil die Hunde das 
Gesetz nicht lesen kõnnen.» <<Lieber den 
Spatz in der Hand ... », votierte Hans Baum­
gartner, (SVP, eharn) für <<das liberale 
Gesetz»: Denn als Landwirt leide er ob 
verantwortungsloser Hundehalter. 

Mahnende Voten 
Nach dem Eintreten nutzten die Kan­

tonsrate die Kaffeepause, um Wasser zu 
tanken. Im Saal war es heiss und stickig, 
und aufgrund der zugezogenen Jalousien 
konnten die Rate noch nicht einmal den 
kühlen See bewundern. <<Wir beantragen, 
rõmisch eins zu streichem>, begann Flo­
rian Weber den angekündigten Gross­
angriff auf das Gesetz, worauf ein Hin 
und Her mit Pros und Kontras und um 
die Rechtmãssigkeit des Vorgehens ent­
brannte. Vizeprasident Thomas Lõtscher 

(FDP, Neuheim) beendete den Hickhack, 
indem er sagte: <<Wer für ein Hundegesetz 
ist, folgt dem Regierungsrat, wer gegen 
das neue Gesetz ist, stimmt mit der FDP.» 
Lõtscher selbst war einer der wenigen 
seiner Partei, die den Totalabsturz des 
Hundegesetzes verhinderten. Denn mit 
37 zu 35 Stimmen sprach sich der Kan­
tonsrat dafür aus, sich durch den Geset­
zestext zu kãmpfen. Die ersten beiden 
Paragrafen Zweck und Zustãndigkeiten 
passierten den Rat unverãndert. Der 
nãchste, um die mõglichen Praventionen, 
die der Regierungsrat anordnen kõnne, 
wurde hingegen mit 44 zu 13 Stimmen 
ersatzlos gestrichen. 

Leidenschaftliche Debatte 
Dies war ein Vorgeschmack auf das, 

was dann folgte: Denn die allgemeinen 
Pflichten zur Haltung der Hunde erfuh­
ren ein Streichkonzert und wurden lei­
denschaftlich diskutiert. So wurde zum 
Beispiel dariiber debattiert, was art- und 
tiergerechte Haltung sei; was es bedeute, 
einen Hund so zu halten, dass weder 
Menschen noch Tiere gefâhrdet oder 
belãstigt werden; und ob die Halter tat­
sãchlich verpflichtet werden müssten, 
ihren Hund unter Kontrolle zu halten -
um sicherzustellen, dass Dritte, denen 
der Hund anvertraut werde, in der Lage 
seien, den Hundehaltepflichten nachzu-

kommen. Immer skurriler wurde die 
Debatte, je langer sie dauerte: Wie sich 
der Passus, <<Pro Person dürfen nicht 
mehr als vier Hunde, die ãlter als sechs 
Mo na te sin d, gleichzeitig ausgeführt wer­
den», mit Hundeschlitten vertragen wür­
de, fragte einer, und ein anderer wollte 
von Sicherheitsdirektor Beat Villiger wis­
sen: <<Wenn ich zwei Hunde habe und 
nur einer der beiden angeleint ist, werde 
ich dann gebüsst?» Auch diesem ent­
sprechenden Paragrafen ging es wie 
vielen anderen: Er wurde von verschwitz­
ten un d mõglichst viel Wasser trinkenden 
Kantonsrãten ersatzlos gestrichen. 

Der Hitze zum Trotz 
Ein erster Versuch von Zari Dzaferi 

(SP, Baar), dem Spulc um 16.45 Uhr ein 
Ende zu setzen, misslang. Der Kantons­
rat lehnte es nãrnlich rnit 32 zu 22 
Stimmen ab, wegen der Hitze und der 
vorgeriickten Stunde die Segel zu strei­
chen. Um 18.30 Uhr war dann doch noch 
Schluss. Erst nach den Sommerferien 
werden die Paragrafen 9 bis 17 behandelt. 
Und ob das zersauste Gesetz in der 
zweiten Lesung die Schlussabstimmung 
überstehen wird, steht in den Sternen. 
Klar ist aber: Es bleibt spannend um das 
Thema Hundegesetz. Wuff, wuff. 
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